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Ist es besser, jetzt möglichst
viel in ein gutes Bildungssys-
tem zu investieren, damit jun-
ge Menschen künftig gute
Chancen auf dem Arbeits-
markt haben? Oder sollte der
Staat sein Geld besser darauf
verwenden, den Benachteilig-
ten von heute zu helfen? Ob-
wohl die Mittel stets knapp
sind: Die Politik steht nicht
zwangsläufig vor diesem Ziel-
konflikt. „Es kann nicht da-
rum gehen, Bildung und
 Sozialstaat gegeneinander aus-
zuspielen“, schreiben Jutta
Allmendinger und Rita
 Nikolai vom Wissenschafts-
zentrum Berlin (WZB) nach
einer Analyse der OECD-
Staaten.*

In der Praxis stehen 
Bildungs- und Sozialpolitik
nicht in einem Konkurrenz-
verhältnis zueinander, son-
dern stützen sich wechselseitig, wie die Studie belegt. Denn
beide Politikfelder schaffen die Voraussetzungen für gesell-
schaftliche Teilhabe. Ebenso sorgen beide für die Absicherung
von Risiken – und sie sind umso effektiver, je besser sie be-
gleitet werden. Bei ihrer Untersuchung der öffentlichen Sozi-
al- und Bildungsausgaben der OECD-Mitglieder sowie de-
ren Auswirkungen stellten die WZB-Forscherinnen fest: „Ei-
ne expansive und egalitäre Sozialpolitik geht im Allgemeinen
mit einem ausgebauten öffentlichen Bildungssektor einher.“
Erfolgreiche Wohlfahrtsstaaten wie Schweden und Dänemark
investieren zwar entschlossen in Bildung – doch um diese Aus-
gaben zu decken, sind sie nicht dem „neoliberalen Ruf nach
einem Abbau staatlicher Leistungen“ in der Sozialpolitik ge-
folgt. Weniger gute Gesamtergebnisse erzielen der Studie zu-
folge Staaten, die sich nur auf Bildung oder nur auf Soziales
konzentrieren.

In der Untersuchung werden vier Muster für das Zusam-
menspiel von Bildungs- und Sozialpolitik in der OECD-Welt
identifiziert.

1. Egalitäre Bildung, starker Sozialstaat. Die skandinavi-
schen Länder unterhalten einen leistungsfähigen Sozialstaat,
zudem erreichen sie aber auch beim PISA-Mathe-Test eine
hohe Durchschnittskompetenz. Auffällig ist, dass sich in die-
sen Ländern die Bildungsergebnisse nur schwach nach der
sozialen Herkunft der Schüler unterscheiden. Die Staaten las-
sen vergleichsweise wenig Bildungsarmut zu. Hier zeigt sich,

wie beide Aufgabengebiete zusammenspielen – weil Schul-
oder Berufsabschlüsse spätere Bedürftigkeit weniger wahr-
scheinlich machen, entlastet das Bildungssystem den Sozial-
staat. Die Forscherinnen betonen: Die beim Vergleich der Bil-
dungs- und Sozialpolitik am besten platzierten Länder haben
durchweg egalitäre Bildungssysteme.

2. Egalitäre Bildung, schwacher Sozialstaat. Die USA,
Neuseeland und Kanada geben ebenfalls im OECD-Ver-
gleich einen hohen Anteil des Bruttoinlandsproduktes für
Bildung aus, außerdem besuchen die Schüler recht lange eine
gemeinsame Schule. Dennoch gibt es in diesen Ländern ein
teilweise erhebliches Maß an gesellschaftlicher Ungleichheit.
Wer einmal auf dem Arbeitsmarkt den Anschluss verloren
hat, muss dauerhaft mit Nachteilen leben. Diese Länder wen-
den nur wenig für die soziale Absicherung auf, der schwache
Sozialstaat reduziert einmal entstandene Härten nicht.

3. Selektive Bildung, starker Sozialstaat. Italien, die Nie-
derlande, Deutschland, Ungarn und Spanien verfahren um-
gekehrt: Sie widmen laut dem OECD-Index „Großzügigkeit
der sozialstaatlichen Leistungen“ relativ viel Geld der sozia-
len Sicherung, sparen jedoch bei der Bildung. Deutschland
hat zwar im Schnitt ein hohes Bildungsniveau, entlässt aber
fast jeden Zehnten ohne Schulabschluss und Berufsausbil-
dung auf den Arbeitsmarkt. Die Bundesrepublik bietet „gute
Bildung für wenige“, kritisieren die Forscherinnen. Die un-
zureichende Verknüpfung von Bildungs- und Sozialpolitik  �

LÄNDERVERGLEICH

Der Mix macht’s: Erfolgreiche Länder 
investieren in Bildung und Soziales
Es gibt keinen Grund, den Finanzbedarf des Bildungswesens und die Ausgaben des Sozialstaates gegen-

einander auszuspielen. Ein Vergleich der OECD-Länder zeigt: Erfolgreiche Wohlfahrtsstaaten kümmern sich

gleichermaßen um Bildung und Soziales – weil die beiden Aufgabengebiete zusammenwirken.

Großbritannien

21,3 % 5,2 %

16,6 % 3,4 %

29,4 % 6,1 %

26,7 % 4,0 %

Anteil der Bildungs-
ausgaben am BIP*

(2007)-

Anteil der Sozial-
ausgaben am BIP
 (2005)

Deutschland

*öffentliche Ausgaben; Quelle: OECD 2009, 2010 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010

Investitionen in Bildung und Soziales

Muster für das Zusammenspiel von Bildungs- und Sozialpolitik  

Egalitäre Bildung, starker Sozialstaat

Schweden

Slowakei

Egalitäre Bildung, schwacher Sozialstaat

Selektive Bildung, schwacher Sozialstaat Selektive Bildung, starker Sozialstaat



Die Zahl der schlecht bezahlten Jobs nimmt weiter

zu. Mehr als 6,5 Millionen Menschen bekamen 2008

einen Stundenlohn unter der Niedriglohnschwelle. 

Seit 1998 ist der Niedriglohnsektor beständig gewachsen.
2,3 Millionen Geringverdiener sind im Verlauf eines Jahr-
zehnts dazugekommen. Dies geht aus aktuellen Berechnun-
gen des Instituts Arbeit und Qualifikation (IAQ) hervor. Die
Niedriglohnschwelle – zwei Drittel des mittleren Stunden-
lohns – lag 2008 bei einem Bruttostundenlohn von 9,50
Euro im Westen und 6,87 Euro in Ostdeutschland. In den al-
ten Ländern beziehen 18 Prozent aller Beschäftigten einen
Niedriglohn, in den neuen sogar 40 Prozent. 

Bis 2007 hat nicht nur die Zahl derer mit einem Einkom-
men knapp unter der Niedriglohnschwelle zugenommen:
Unter den Geringverdienern ist der Anteil der sehr schlecht
bezahlten gestiegen – mit Löhnen, die weniger als der Hälfte
oder eines Drittels des mittleren Stundenlohns entsprechen. 

„Weder die Sittenwidrigkeitsgrenze noch branchenbezo-
gene Mindestlöhne können die Ausdifferenzierung des Lohn-
spektrums wirksam begrenzen“, urteilt das IAQ. Daher 
sei ein gesetzlicher Mindestlohn in Deutschland unverzicht-
bar. Würde man sich am relativen Niveau anderer europäi-
scher Länder orientieren, müsste in Deutschland ein gesetz-
licher Mindestlohn zwischen 5,93 Euro und 9,18 Euro
eingeführt werden.   �
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� äußert sich darin, dass sich Bildungsarmut rasch in mate-
rielle Armut wandeln kann und dann den Sozialstaat belastet.

4. Selektive Bildung, schwacher Sozialstaat. Nur vier
OECD-Staaten geben für beide Politikziele wenig aus. Die
Türkei und Mexiko investieren im Vergleich mit den wohl-
habenden Ländern eher geringe Beträge in Bildung und So-
zialpolitik. Und in Japan und Südkorea sind zwar die priva-
ten Bildungsausgaben sehr hoch, nicht aber die staatlichen.

Mithilfe dieser Muster analysieren die Wissenschaftlerin-
nen das Verhältnis zweier gegenwärtig diskutierter sozialpo-
litischer Leitbilder – den traditionellen Sozialstaat und den
von Politikern und Wissenschaftlern als Alternative dazu ins
Spiel gebrachten „Sozialinvestitionsstaat“. Die Autorinnen
definieren die beiden seit etwa zehn Jahren kursierenden
Konzepte so: Der Sozialinvestitionsstaat – auch „vorsorgen-
der Sozialstaat“ genannt – soll Bürger zu starken Marktak-
teuren machen, sie mit Fähigkeiten ausstatten und aktivie-
ren. Die Vertreter dieses Leitbilds heben die Bedeutung der
Bildungspolitik hervor. Im Gegensatz dazu habe der traditio-
nelle Sozialstaat – auch als „versorgender Sozialstaat“ be-
zeichnet – vor allem das Ziel, Härten des Marktes durch
Transferleistungen aufzufangen.

Die Untersuchung der verschiedenen Kombinationen von
Bildungs- und Sozialpolitik in den westlichen Industrielän-
dern macht deutlich, dass die beiden Konzepte nicht im Ge-
gensatz zueinander stehen. Sie können durchaus nebeneinan-

der realisiert werden, die nordeuropäischen Beispiele bewei-
sen es. Im Unterschied dazu wurden die Versuche, in
Deutschland ebenfalls einen Sozialinvestitionsstaat zu entwi-
ckeln, stets von Einschnitten beim Sozialstaat begleitet.
 Allmendinger und Nikolai warnen jedoch davor, den Sozial-
staat zugunsten eines Sozialinvestitionsstaates zu beschnei-
den: Angesichts des selektiven Bildungssystems könne der
Übergang von einem Modell auf das andere nicht gelingen –
es mangelt an den Voraussetzungen. „Niedrig Gebildeten
fehlen die notwendigen Grundlagen, Aktivierungsangebote
auf dem Arbeitsmarkt gehen an ihnen weitgehend vorbei“,
so die Studie. Die Aktivierungspolitik der Hartz-Gesetze ziel-
te aus diesem Grund ins Leere.

Ein Sozialinvestitionsstaat kann nur auf hoher Bildungs-
dichte aufbauen, sagen die Forscherinnen. Gegenwärtig sei-
en 22 Prozent der Erwachsenen in den EU-Staaten als bil-
dungsarm zu betrachten: „Diese Personen tragen keinen
sozialen Investitionsstaat, in sie wurde noch nicht investiert.“
Angesichts niedriger Weiterbildungsquoten dürfte sich das
kaum ändern. Gute Bildung für breite Bevölkerungsgruppen
sei wichtig, schließen die Autorinnen – sie könne soziale Ab-
sicherung aber nur ergänzen, nicht ersetzen.   �
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